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Bankenkommission geizt nicht mit Kritik 
Jahresbericht der Liechtensteinischen Bankenkommission präsentiert - Personalmangel beklagt - Kontroverse Kritik 

Die Spatzen pfeifen es schon 
seit längerem von den liechten
steinischen Dächern: Das Amt 
für Finanzdienstleistung 
(AFDL) respektive die Banken
kommission sind mit ihren j e 
weiligen Rollen im Land - vor
sichtig formuliert - nicht immer 
vollauf zufrieden. Deshalb setz
te es gestern bei der Präsentati
on des Bankenkommission-Jäh-
resberichts in Vaduz auch hefti
ge Kritik. Zudem erklärte 
AFDL-Vorstand Roland Müller 
den Bankenboom - 17 Geldin
stitute sind derzeit in Liechten
stein zugelassen - für vorerst 
beendet. 

Wolfganq Zechner 

Dem Amt für Finanzdienstleistungen 
sind letztes Jahr  neun Fälle v o n  mög
lichem Missbrauch im Finanzbereich 
gemeldet worden. Mit fünf  davon 
muss sich die Strafverfolgung befas
sen. 

Das Amt für Finanzdienstleistungen 
wurde jeweils durch Anfragen, Zei
tungsartikel und  Ähnliches a u f  den 
Plan gerufen, wie dem am Dienstag 
publizierten Jahresbericht der  Liech
tensteinischen Bankenkommission zu 
entnehmen ist. 

Auch die berüchtigten «Abacho-Gel-
der», die die Schweizer Grossbank UBS 
erneut in die internationalen Schlag
zeilen gebracht hatte, kam gestern bei 
Roland Müllers Ausführungen zur 
Sprache. Das AFDL ordnete nach An
gaben Müllers im Mai' 2001 bei den 
liechtensteinischen Banken eine Suche 
nach Geldern des nigerianischen Ex
Diktators Sani Abacha ' u n d  dessen 
Umfeld.an. 

Müller wörtlich: «Die Auswertung ist 
noch nicht zu Ende. Erst dann  wird 
sich zeigen, ob sich die liechtensteini
schen Banken richtig verhalten haben. 

Im Regierungsgebäude in Vaduz wurde gestern der Jahresbericht der Liechtensteinischen Bankenkommission den Journa
listen präsentiert. (Bild: Paul Trümmer) 

oder nicht.» Der Bankenboom im Fürs
tentum scheint nach einer bereits im 
Voijahr erfolgten Verlangsamung ge
brochen. 2001 ging kein einziges 
Gesuch für eine Bankenbewilligung 
ein. Die Bankenkommission ortet die 
Gründe zum einen im Mangel a n  
qualifiziertem Personal u n d  Immobili
en. Zum anderen herrsche Unsicher
heit in Bezug a u f  den Erhalt der Stan
dortfaktoren und die Zukunft des 
Finanzplatzes. 

Kritik an positiver 
Entwicklung? 

Stachel im Fleisch, oder doch no t 
wendige Massnahme? Zur Ausgliede-
rung der Agenda Sorgfaltspflicht/Com-
pliance aus dem Amt für Finanz
dienstleistungen im Oktober 2001 gibt 
es verschiedene Meinungen. Folgt man  
den Ausführungen von Bankenkom
mission und AFDL, so hatte man we

gen des «massiven Peronalsmangels» 
selbst um die Ausgliederung des heik
len Bereichs «Sorgfalt» gebeten. B a n - .  
kenkomissions-Präsident Fritz Bühler 
meinte gestern dazu, dass der  Perso
nalmangel zu nicht mehr  tolerierbaren 
Arbeitsbedingungen geführt habe.  

Der offiziellen Diktion der  Banken
kommission steht aber die Überlegung 
gegenüber, dass m a n  damals die Sorg-
falts-Agendä mit einem international 
anerkannten Fachmann besetzen woll
te, u m  das «FATF-Ruder» doch noch 
«herumzureissen». Zur Erinnerung: Im 
Oktober des Voijahres wurde die Stabs
stelle für Sorgfaltspflichten geschaffen 
u n d  Daniel Thelesklaf, der Schweizer 
Geldwäsche-Experte, mit der  Leitung 
betraut. In den «Zitter-Monaten» bis 
Ende Dezember bewährte sich Theles
klaf  - die Kundendatenoffenlegung 
wurde schlussendlich erfolgreich be 
wältigt. 

Im Lichte dieses Hintergrunds ist 
vermutlich auch die heftige Kritik zu 
verstehen, die die Bankenemiss ion  in 
ihrem Jahresbericht a n  der Regierung 
Hasler übte. «Im letzten Quartal des 
Berichtsjahres musste die Bankenkom
mission auch  zur Kenntnis- nehmen, 
dass das A m t  für Finanzdienstjeistun-
gen v o n  Seiten der Regierung insbe
sondere von  wichtigen Informationen 
und  Vorbereitungsarbeiten im Zusam
menhang mit dem FATF-Prozess aus
geschlossen wird; Das Amt  als zentra
le Aufsichtsbehörde a u f  dem Finanz
platz wurde i n  keiner Weise in die Vor
bereitung u n d  Durchführung des Be
suches der  FATF-Delegation v o m  J a 
n u a r  2002 miteinbezogen. Weiters 
wurde festgestellt, dass die Zusam
menarbeit der  Stabsstelle FIU mit dem 
A m t  für Finanzdienstleistungen nicht 
optimal ist», heisst es zum Beispiel im 
Bericht. Zudem geizt de r  Jahresbericht 

aiich nicht  mit Kritik a n  den  «FATF-
Massnahmen» der  Regierung Hasler. 
Massnahmen, die sich j a  schlussend
lich als richtig erwiesen hat ten u n d  die 
beim FATF-Gipfel in Hongkong aus 
drücklich gewürdigt wurden. Wie  auch 
immer, seltsam-klingt es schon, w e n n  
i m  Jahresbericht 2001 Sätze wie  die 
folgenden z u  finden s i n d : «  Die FATF 
hat  i m  Juni  2001 entschieden, Liech
tenstein von  der  Liste der  im Kampf 
gegen die Geldwäscherei nicht  koope
rierenden Staaten zu streichen, w e n n  
bestimmte Versprechungen eingehal
ten  werden. Ein diesbezügliches 
Schreiben der  Regierung mit weitge
henden Zugeständnissen ha t  z u  gros
sen Turbulenzen a u f  dem Finanzplatz 
geführt. Das Amt  für  Finanzdienstleis
tungen geriet dadurch unberechtigt in 
die Kritik der  Finanzintermediäre.» 

«Kränkungen» bei Fragen der. 
Finanzmarktaufsicht? 

Kleine Unstimmigkeiten gab  es  übri
gens auch in der  Frage einer u n a b h ä n 
gigen integrierten Finanzmarktauf
sicht. Das A m t  für Finanzdienstleis
tungen w a r  v o n  der  Regierung beauf
t r ag t  worden, ein Konzept auszuarbei-
tem. Ausserdem erteilte die Regierung 
einer externen Expertengruppe den 
selben Auftrag. Liesst man die betref
fende Textpassage im Jahresbericht, 
könnte  man  beinahe meinen,  dass so
wohl das AFDL wie auch die Banken
kommission das als «Affrontt ansehen:  
«Es wurde  in der  Öffentlichkeit bislang 
lediglich a u f  den Expertenbericht v e r 
wiesen. Mit Genugtuung stellt d i e '  
Bankenkommission fest, dass beide 
Berichte zu den gleichen Empfehlun
gen kommen.  

Insgesamt lässt der  Jahresbericht tief 
blicken. Vor allem die sich widerspie
gelnden Befindlichkeiten der  Verfasser 
bieten Raum für Spekulationen. Für 
Interessenten ist der  Jahresbericht 
übrigens beim Amt  für Finanzdienst
leistungen, Aeulestrasse 51, 9490 Va
duz, erhältlich. Tel. -1-423 236 6221. 

Wirtschaftliche Sozialhilfe auf neuem Höchststand 
Letztes Jahr Ausgaben von knapp 3,9 Mio. Franken - Mietbeiträge führten nicht zur erwarteten Reduktion 

Die mutmassl ichen Nettoausgaben 
der  wirtschaftlichen Sozialhilfe für 
das J a h r  2001 belaufen sich auf  
3 ,850 Mio. Franken u n d  erreichen 
dami t  e inen  neuen  Höchststand. Die 
Einführung v o n  Mietbeiträgen fü r  
Familien bewirkte nicht  die e rwar t e 
te  Reduktion der  Kosten a u f  3,1 Mio. 
Franken.  

Manfred öhr i  

Die Ausgaben der wirtschaftlichen So
zialhilfe für  unterstützungsbedürftige 
Haushalte, die im Lastenausgleich vom 
Land u n d  von  den Gemeinden getra
gen werden, sind zwischen 1991 und  
1999 kontinuierlich Von knapp 1 Mio. 
a u f  rund 3,7 Mio. Franken angestie
gen. Im Jahr  2000 gingen die Netto
kosten (Sozialhilfe inkl. Rückerstat
tungen) leicht a u f  3,551 Mio. Franken 
zurück. 

Keine Kostensenkung 
Von der  Einführung des neuen Ge

setzes über  die Gewährung v o n  Miet
beiträgen a u f  den 1. April 2001 ver 
sprach m a n  sich allgemein eine deutli
che Kostensenkung. «Die Einführung 
der  Mietbeiträge wird die Ausgaben 
der  wirtschaftlichen Sozialhilfe redu
zieren. Einige der  Bezüger werden 
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A u c h  im vergangenen Jahr  waren etliche Haushalte a u f  wirtschaftliche Sozial
hilfe angewiesen. Die Gesamtausgaben stiegen a u f  3 , 8 5 0  Mio. Franken a n .  

wirtschaftliche Sozialhilfe nicht  mehr, 
andere weniger benötigen», prophezei
te  das  Amt für Soziale Dienste bereits 
in seinem Jahresbericht 2000. Die glei
chen Erwartungen hegte auch der 
Landtag, als e r  im Herbst 2000 das Ge
setz mit  16 Stimmen verabschiedete. 

Die Hochrechnungen für das J a h r  
2001 ergeben n u n  allerdings mutmass
liche Nettoausgaben bei der  wi r t 

schaftlichen Sozialhilfe in. Höhe v o n  
3,850 Mio. Franken. Die Ausgaben 
übersteigen somit die budgetierten Er
wartungen u m  rund 750 000 Franken. 
Die Regierung h a t  daher  beim Landtag 
einen Nachtragskredit von  375  0 0 0  
Franken beantragt. " • 

Geringere Mietbeiträge 
Z u m  Zeitpunkt der  Budgetierung sei 

angenommen worden, heisst es in der 
Begründung der  Budgetabweichung, 
dass sich aufgrund der Einführung des 
Gesetzes über  die Gewährung von  
Mietbeiträgen die wirtschaftliche So
zialhilfe u m  rund  1,1 Mio. Franken re
duzieren würde. Tatsächlich sind bis 
Ende Oktober vergangenen' Jahres nur  
260 000  Franken Mietbeiträge a n  Kli
enten mit wirtschaftlicher Hilfe ausbe
zahlt  worden. Gemäss Hochrechnung 
wird sich per Ende J a h r  ein Betrag von  
ca. 3 5 0  000 Franken - anstelle der  u r 
sprünglich erwarteten 1,1 Mio. Fran
ken - ergeben. Dadurch erklärt sich die 
Budgetabweichung v o n  750  000  Fran
ken. Mögliche Gründe, weshalb die 
Ausgaben für  Mietbeiträge insgesamt 
viel geringer ausfielen als budgetiert, 
werden laut  Regierung derzeit v o m  
A m t  für Soziale Dienste u n d  vom Amt  
fü r  Wohnungswesen anhand  der  Kit; 
enten mit wirtschaftlicher Hilfe unter
sucht. 

Weitere Zusatzkredite 
Die Sanimelyorlage der  Regierung, 

die. dem Landtag für  die März-Sitzung 
unterbreitet wurde, beinhaltet noch 
weitere Zusatzkredite im Sozialbe
reich, so. un te r  anderem auch bei den 
Unterhaltsvorschüssen. Nach Darstel
lung  der Regierung sind seit dem In-
Krafit-treten des Gesetzes i m  Jahre  

1989 bis  Ende 2000 Unterhaltsvor-
schüsse v o n  4,417 Mio. Franken a u f 
gelaufen, die im Einzugs- und  Exeku
tionsverfahren nicht  eingefordert wer 
den  konnten. Im vergangenen J a h r  
wurden a n  104 anspruchsberechtigte 
Personen Vorschüsse in Höhe v o n  
951 077 Franken ausgerichtet, denen  
n u r  Tilgungsraten v o n  41. Schuldnern 
im Betrag v o n  227 662 Franken g e 
genüberstehen. Das Guthaben des  
Landes ha t  sich damit im letzten J a h r  
u m  723 415 Franken a u f  insgesamt 
5,141 Mio. Franken erhöht.  

Im Bereich der  Arbeitslosenversiche
r u n g  betragen die geschätzten A u s 
zahlungen für  das letzte J a h r  fl,490 
Mio. Franken. Der voraussichtliche 
Staatsbeitrag beläuft sich demnach mit  
2 0  Prozent de r  Auszahlungen a u f  rund  
1,7 Mio.   ; Franken. Im Budget 2001 
wurde  ein Betrag v o n  1,5'Mio; F r an 
ken  berücksichtigt, so dass sich e ine  
Kreditüberschreitung von 2 0 0  0 0 0  
Franken ergibt. 
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Wirsa jen^Azuj^ Verkehrsinitiative 
't St immen auch  Sie a m  
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, Initiativkomitee „Verkehr* 
y Zukunft" 

«Damit auch 
unsere Kinder 
noch lachen und 
gesunde Luft 
atmen können." . 

ula Gelger-Eberle 

„Weil es Leitplanken 
braucht, die sich 
am Menschen und 
seiner Mitwelt 
orientieren." 

Peter Malin  : ^ ^ 
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„Lebensqualität!' 
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